
Editorial

Das ist die 15. Ausgabe der neu kon-
zipierten Reha-Info. Resümieren kann
trefflich, wer über eine Historie verfügt.
Der Konzeptraum, der thematische rote
Faden, ist vorgegeben: Rehabilitation
und Teilhabe, in ihren Nuancen und ih-
rer Vielfalt. Das Resümee erfordert aber
einen anderen Blickwinkel, eine überge-
ordnete Sichtweise. Betrachten wir also
unseren Konzeptraum aus der Meta-
ebene, so erkennen wir deutlich eine
„Marschroute“. Der Kommunikations-
anspruch der BAR setzt auf Konstanz,
auf Wiedererkennen, auf Dialog und
Transparenz. Die unterschiedlichen The-
men und Beiträge der Reha-Info machen
die Vielfalt des Systems Reha und Teil-
habe deutlich. Dass sich Reha lohnt, be-
legen wissenschaftliche Studien. Dass
die Zukunft der Reha politisch und ge-
sellschaftlich stabilisiert werden muss,
ist unbestritten. Dass man sich immer
wieder damit auseinandersetzt, dazu
will die Reha-Info beitragen.

15 Ausgaben Reha-Info, das ist aber
auch ein Anfang. Denn im Resümee be-
gründen sich die Ausblicke für die Zu-
kunft. Im Editorial der 1. Ausgabe der
„neuen“ Reha-Info im Januar 2010
schrieb Bernd Petri als Geschäftsführer
der BAR: „Veränderungen, Neuanfänge
und Neuaufstellungen – ein Jahrzehnt
voller Bewegung und Wandel liegt hin-
ter uns. Eine Dekade, die aufwühlend
gewesen ist, die lieb Gewonnenes umge-
wälzt und Bewährtes durchgeschüttelt
hat.“ Die viel beschworene Wandlungs-
fähigkeit als Überlebensprinzip einer
Gesellschaft, die dabei bisweilen über
die eigenen Füße stolpert. Alles fließt.
Einfach gesagt. Schwer umgesetzt. Jetzt
lenkt Bernd Petri als Geschäftsführer die
Geschicke der Verwaltungs-Berufs-
genossenschaft. Mit seiner Fähigkeit
zum Wandel, mit seinem unbedingten
Gestaltungswillen, ist die Erneuerung
der Reha-Info, der BAR-Kommunikation
und der BAR insgesamt in dieser Form
erst möglich geworden.

Trotzdem: Das Mantra des Wandels, der
permanenten Anpassung ist prekär.
Mehr als 10 Jahre nach Einführung des
SGB IX und im hoffnungsvollen Horizont

der UN-BRK, mäandert unsere Gesell-
schaft noch immer auf verschlungenen
Pfaden einer hemmenden Indifferenz.
Anders gedacht: Werden wir nur be-
schleunigt oder lässt im Gegenteil eine
Störung der Zeitwahrnehmung in unse-
rer heutigen Aktivgesellschaft die Zeit
schwirren und nimmt ihr den ordnen-
den Rhythmus, nimmt uns jegliche Kraft
zum Verweilen? Tätig sein und Innehal-
ten können, wir nehmen beides als He-
rausforderung in unseren Lebenswirk-
lichkeiten. Mit den eigenen emanzipato-
rischen Potenzialen gehören wir selbst
zu den Realitäten, in die wir Hoffnungen
setzen. Die gesamte BAR, die BAR-Kom-
munikation und die Reha-Info werden
auch in Zukunft die Reha-Welt und ihre
Veränderungen beobachten, kritisch be-
gleiten und in ihr tätig sein.

Ihr Redaktionsteam

Gemeinsame Empfehlung
nach §35 SGB IX vereinbart

Schnell und koordiniert. So sollen nach
dem Willen des Gesetzgebers die Betei-
ligten zusammenarbeiten, um eine rei-
bungslose und zielgenaue Rehabilitation
sicherzustellen und Teilhabe am Ar-
beitsleben zu ermöglichen.
Vor diesem rechtlichen Hintergrund sol-
len die Rehabilitationsträger sogenannte
Gemeinsame Empfehlungen zu Aspek-
ten vereinbaren, die bei der Erbringung
von Leistungen zur Rehabilitation und
Teilhabe unerlässlich sind. Aktuell ver-
einbart wurde jetzt die Gemeinsame
Empfehlung über die Voraussetzungen,
die Einrichtungen der beruflichen Reha-
bilitation einschließlich der Berufsförde-
rungswerke und Berufsbildungswerke
erfüllen müssen (▶Abb.1).
Welche Anforderungen und welche
Merkmale müssen Berufsförderungs-
und Berufsbildungswerke sowie andere
– vergleichbare – Einrichtungen der be-
ruflichen Rehabilitation erfüllen, wenn
sie Einrichtungen gemäß §35 SGB IX
sein wollen? Darüber mussten sich die
Rehabilitationsträger verständigen. Die
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili-
tation (BAR) hatte hierzu einen Empfeh-
lungsentwurf vorgelegt. Bei den an-

schließenden Diskussionen und Abstim-
mungen waren auch Vertreterinnen und
Vertreter der maßgebenden Leistungs-
erbringer und der Interessenvertretun-
gen behinderter Menschen beteiligt.
Vereinbart wurde die Gemeinsame
Empfehlung in dem Bewusstsein, dass
ein einheitlich sachgerechtes Niveau der
Leistungserbringung die Voraussetzung
für eine dauerhafte Integration von
Menschen mit Behinderung auf dem
Arbeitsmarkt ist. Dementsprechend geht
es in der Gemeinsamen Empfehlung
konkret um:
▶ Benennung und Beschreibung von

Anforderungen an die Ausführung
von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben durch bzw. in Einrich-
tungen nach §35 SGB IX für behin-
derte Menschen, für die aufgrund Art
oder Schwere ihrer Behinderung oder
zur Sicherung des Rehabilitations-
erfolgs diese Leistungen erforderlich
bzw. unerlässlich sind,

▶ dabei insbesondere auch Benennung
und Beschreibung von Anforderungen
an Art und Umfang der besonderen
Hilfen, die die Ausführung der Teilha-
beleistungen in diesen Einrichtungen
in besonderer Weise prägen.

Im Einzelnen geht es um:
▶ Festlegung von Strukturmerkmalen,

die diese Einrichtungen vorzuhalten
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Abb.1 Gemeinsame Empfehlung nach §35
SGB IX.
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haben – einschließlich für den Wohn-
und Verpflegungsbereich,

sowie Aussagen zu:
▶ Ausstattung mit qualifiziertem, in der

Rehabilitation und Teilhabe erfahre-
nem Fachpersonal,

▶ Aufgaben und Leistungen, die die Ein-
richtungen zu erbringen haben – ein-
schließlich Regelungen zur Durchfüh-
rung von betrieblichen Phasen der
Qualifizierung,

▶ Fragen der Kooperation, Transparenz
und Überprüfung,

▶ Mitgestaltung, Einbindung und Mit-
wirkung der Teilnehmenden,

▶ Qualitätssicherung, Ergebnisqualität
und Rehabilitandenzufriedenheit,

▶ Einhaltung des Datenschutzes als eine
wichtige Aufgabe der Einrichtung.

Die Gemeinsame Empfehlung „Einrich-
tungen für Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben“ ist am 1.4.2012 in Kraft
getreten. Sie steht als Download unter
www.bar-frankfurt.de und als Broschü-
re zur Verfügung. ●

Gemeinsame Empfehlung
„Förderung der Selbsthilfe“
überarbeitet
Selbsthilfe leistet einen entscheidenden
Beitrag zur Verbesserung der Lebens-
qualität von Menschen mit Behin-
derung. In Selbsthilfegruppen finden
sich von einer Krankheit betroffene
Menschen und ihre Angehörigen zusam-
men. Aufgrund der eigenen Betroffenen-
kompetenz gibt die Selbsthilfe wertvolle
und unverzichtbare Impulse auf dem
Weg zu einer inklusiven Gesellschaft,
wie sie die UN-Behindertenrechtskon-
vention fordert.
Selbsthilfegruppen und Selbsthilfeorga-
nisationen unterstützen Menschen mit
Behinderung bei der Bewältigung der
Folgen ihrer Krankheit. Ihre Angebote
sind während des gesamten Rehabilita-
tionsprozesses von Bedeutung und tra-
gen so zur dauerhaften Sicherung des
Rehabilitationserfolgs bei.
Die Gemeinsame Empfehlung „Förde-
rung der Selbsthilfe“ erläutert, wie und
in welchem Umfang Selbsthilfegruppen,
-organisationen und -kontaktstellen, die
sich die Prävention, Rehabilitation und
Früherkennung und Bewältigung von
Krankheiten und Behinderungen zum
Ziel gesetzt haben, gefördert werden
(▶Abb.2). Die Gemeinsame Empfehlung
„Förderung der Selbsthilfe“ ist bereits
vor fast 8 Jahren in Kraft getreten.

In der überarbeiteten Fassung wurde
der Gedanke der Inklusion aus der UN-
Behindertenrechtskonvention aufgegrif-
fen. Neben den finanziellen Möglichkei-
ten zur Förderung der Selbsthilfe, ins-
besondere durch die gesetzlichen Kran-
kenkassen und die gesetzliche Renten-
versicherung, werden jetzt auch infra-
strukturelle und ideelle Unterstützungs-
möglichkeiten der Selbsthilfe berück-

sichtigt, die von allen Vereinbarungs-
partnern geleistet werden können.
Das Zustimmungsverfahren zur Ge-
meinsamen Empfehlung „Förderung der
Selbsthilfe“ wird voraussichtlich Ende
August abgeschlossen werden. Die Emp-
fehlung wird dann rückwirkend zum
1.5.2012 in Kraft treten. ●

Die BAR und ihre
Mitglieder

Die Mitgliederversammlung ist ein zen-
trales Gremium der BAR. Hier gilt es,
über die Aktivitäten des Geschäftsjahres
Bilanz zu ziehen und sich für kommende
Aufgaben zu rüsten. Gemeinsam mit al-
len Akteuren (▶Abb.3) ist die BAR ge-
wappnet für die anstehenden Aufgaben
und Herausforderungen.
Wer sind die Mitglieder der BAR? In der
Reha-Info stellen sie sich vor, geben
einen Einblick in ihre Arbeit, fokussiert
auf die Aufgaben als Reha-Träger. In die-
ser Ausgabe stellt sich die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsämter und
Hauptfürsorgestellen (BIH) vor.
Die BIH ist der Zusammenschluss aller
Integrationsämter und Hauptfürsorge-
stellen der Länder. Die Integrations-
ämter und die Hauptfürsorgestellen sind
in den einzelnen Bundesländern kom-
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Abb.2 Gemeinsame Empfehlung „Selbst-
hilfe“.

Abb.3 BAR-Mitglieder.
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munal oder staatlich organisiert. Bis
zum Inkrafttreten des SGB IX zum 1.7.
2001 waren die Hauptfürsorgestellen
für Aufgaben nach dem Schwerbehin-
dertengesetz sowie dem Sozialen Ent-
schädigungsrecht nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz (BVG) zuständig. Seit
diesem Datum heißt die Behörde, die die
Aufgaben nach dem Schwerbehinder-
tenrecht wahrnimmt, „Integrations-
amt“.

Integrationsämter
Ziel der Arbeit der Integrationsämter ist,
möglichst vielen schwerbehinderten
und gleichgestellten behinderten Men-
schen die Teilhabe am Arbeitsleben zu
ermöglichen. Dabei geht es um die För-
derung der Schaffung von sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeitsplätzen auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt und de-
ren möglichst dauerhafte Sicherung.
Die Aufgaben der Integrationsämter
sind im Sozialgesetzbuch IX, Teil 2 „Be-
sondere Regelungen für die Teilhabe
schwerbehinderter Menschen“ fest-
gelegt und umfassen:
▶ die Begleitende Hilfe im Arbeitsleben,
▶ den besonderen Kündigungsschutz,
▶ die Erhebung und Verwendung der

Ausgleichsabgabe,
▶ Seminare und Öffentlichkeitsarbeit

für das betriebliche Integrationsteam.
Die Finanzierung der Leistungen der In-
tegrationsämter erfolgt aus der Aus-
gleichsabgabe, die von Arbeitgebern zu
zahlen ist, die ihre Pflicht der Beschäfti-
gung schwerbehinderter Menschen
nicht oder nicht ausreichend erfüllen.
2010 haben die Integrationsämter 466
Mio. Euro an Ausgleichsabgabemitteln
eingenommen. Die Höhe der Einnah-
men hängt von den Rahmenbedingun-
gen am Arbeitsmarkt ab.

Arbeitsplätze für Menschen
mit Behinderung
Zu den Kernaufgaben der Integrations-
ämter zählt die „Begleitende Hilfe im Ar-
beitsleben“, die als Angebot an schwer-
behinderte Menschen und Arbeitgeber
fachliche Beratung, individuelle Betreu-
ung und finanzielle Förderung in Form
von einmaligen Zuschüssen zu Investi-
tionen und von laufenden Zuschüssen
zu Lohnkosten umfasst. Maßgeblich für
die Ausgestaltung der Unterstützung
sind einerseits die Anforderungen des
Arbeitsplatzes sowie die Rahmenbedin-
gungen im Unternehmen und anderer-
seits die Fähigkeiten und die individuel-
len Bedarfe des behinderten Menschen.
Vor diesem Hintergrund arbeiten die In-

tegrationsämter in einem Dreiecksver-
hältnis.
31 Mio. Euro haben die Integrations-
ämter 2010 an erwerbstätige schwerbe-
hinderte Menschen selber und rund 139
Mio. Euro an Arbeitgeber gezahlt. Neben
den finanziellen Leistungen ist die fach-
liche Beratung hervorzuheben: die bera-
tenden Ingenieure der Technischen Be-
ratungsdienste, die bei den Integrations-
ämtern selbst eingerichtet sind, kennen
sich bestens aus in Fragen der Ergono-
mie und der behinderungsgerechten Ar-
beitsplatzgestaltung. In psychosozialen
Fragestellungen stehen die Integrations-
fachdienste (IFD), die die Integrations-
ämter bei freien Trägern eingerichtet ha-
ben, zur Verfügung. Deren Fachkräfte
beraten behinderungsspezifisch und be-
treuen behinderte Menschen bei Bedarf
auch längerfristig. 2010 wurde das An-
gebot der IFD von 105000 Betroffenen
in Anspruch genommen.
Insgesamt haben die Integrationsämter
die Beschäftigung schwerbehinderter
Menschen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt mit rund 370 Mio. Euro unter-
stützt.

Arbeitsplatzerhalt durch Prävention
Vor dem Hintergrund des demogra-
fischen Wandels und der Veränderung
der Altersstruktur in den Betrieben
kommt präventiv ausgerichteten Aktivi-
täten eine steigende Bedeutung zu. Pro-
bleme rechtzeitig erkennen oder sie
durch frühzeitiges Eingreifen erst gar
nicht aufkommen zu lassen, vermeidet
nicht nur Mühen, sondern in vielen Fäl-
len auch einen finanziellen Aufwand bis
hin zum Arbeitsplatzverlust.
Gerade weil der Prävention eine so hohe
Bedeutung zukommt, nutzen die Inte-
grationsämter ihre Möglichkeiten, um
Arbeitgeber zu unterstützen: sie stehen
Betrieben und Dienststellen bei der Ge-
staltung betrieblicher Präventionsmaß-
nahmen und der Umsetzung des Be-
trieblichen Eingliederungsmanagements
(BEM) als Berater und Moderatoren zur
Verfügung. Sie koordinieren den Präven-
tionsablauf und schalten bei Bedarf den
Technischen Beratungsdienst oder den
Integrationsfachdienst ein.

Schutz vor Kündigung
Dass die Kündigung eines schwerbehin-
derten Menschen der Zustimmung des
Integrationsamts bedarf, soll sicherstel-
len, dass alle Möglichkeiten, den Ar-
beitsplatz zu erhalten, ausgeschöpft
sind. Dass darin kein absoluter Schutz
schwerbehinderter Menschen von einer

Kündigung besteht, zeigt die Entschei-
dungspraxis der Integrationsämter: die
Interessen des Arbeitgebers und die
Interessen des schwerbehinderten
Beschäftigten werden stets abgewogen.
26600 Anträge auf Zustimmung zur or-
dentlichen Kündigung haben Arbeit-
geber 2010 gestellt, knapp jeder 2. An-
trag hatte ausschließlich betriebs-
bedingte Gründe als Ursache. In rund
75% aller Kündigungsanträge hat das
Integrationsamt der Kündigung zuge-
stimmt. Jedes 5. Arbeitsverhältnis konn-
te erhalten bleiben – konkret: 5945 Ar-
beitsplätze.

Partner der Integrationsämter
Das Integrationsamt ist selbst kein Reha-
bilitationsträger. Vielmehr ergänzen sei-
ne Leistungen deren Leistungen. Zur Ko-
ordinierung treffen die Integrations-
ämter über die BIH und die Reha-Träger
Vereinbarungen im Rahmen einer Ver-
waltungsabsprache.
Arbeitgeber, das betriebliche Integra-
tionsteam, Arbeitgeberverbände, Ge-
werkschaften und Behindertenverbände
sind weitere wichtige Partner der Inte-
grationsämter.

Hauptfürsorgestellen
Die Hauptfürsorgestellen erbringen in-
dividuelle Leistungen der Kriegsopfer-
fürsorge nach dem Bundesversorgungs-
gesetz. Der Name Kriegsopferfürsorge
verweist auf die größte Gruppe der Leis-
tungsberechtigten: die Kriegsbeschädig-
ten und ihre Hinterbliebenen, das sind
Witwen und Witwer, Halb- und Voll-
waisen, Elternpaare und Elternteile. Ne-
ben diesen beiden Personengruppen
werden Leistungen erbracht an Wehr-
und Zivildienstleistende, die einen aner-
kannten dauerhaften gesundheitlichen
Schaden erlitten haben, Opfer von Ge-
walttaten, Impfgeschädigte, politische
Häftlinge sowie Opfer politisch moti-
vierter Strafverfolgungsmaßnahmen in
der ehemaligen DDR und in den ehema-
ligen Ostgebieten. Leistungen können
auch an deren Hinterbliebene erbracht
werden.

Wirtschaftlichen Schaden
ausgleichen
Die Kriegsopferfürsorge umfasst alle
Fürsorgeleistungen im Sozialen Entschä-
digungsrecht. Ihre Aufgabe ist es, für
den Personenkreis der Leistungsberech-
tigten ergänzend zu den Leistungen der
Kriegsopferversorgung eine angemesse-
ne wirtschaftliche Versorgung sicher-
zustellen und Unterstützung in den ver-
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schiedenen Lebensbereichen zu leisten.
Damit sollen Folgen der Schädigung
bzw. des Todes des Versorgers oder der
Versorgerin, so gut es geht, ausgeglichen
werden. Vor diesem Hintergrund stehen
die Beratung und die Leistungserbrin-
gung unter einem ganzheitlichen und
umfassenden Unterstützungsansatz.

Leistungen der Kriegsopferfürsorge
im Überblick
Je nach individueller Situation der Leis-
tungsberechtigten kommen als Leistun-
gen in Betracht: Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben, Krankenhilfe, Hilfe zur
Pflege, Hilfe zur Weiterführung des
Haushalts, Altenhilfe, Erziehungsbeihil-
fe, Ergänzende Hilfe zum Lebensunter-
halt, Erholungshilfe, Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen und Wohnungshilfe.
Zu den wichtigsten Leistungen zählen
die Hilfen in besonderen Lebenslagen –

sie sollen die selbstbestimmte Teilhabe
am Leben in der Gemeinschaft und eine
möglichst selbstständige Lebensführung
erleichtern oder ermöglichen. Darunter
fallen Leistungen der Eingliederungshil-
fe wie beispielsweise Darlehen oder Bei-
hilfen zur Beschaffung eines Kraftfahr-
zeuges, zur behindertengerechten Aus-
gestaltung von Wohnraum, die Kosten-
übernahme bei Beschäftigung in einer
Werkstatt für behinderte Menschen
oder Wohnunterstützung beim ambu-
lant betreuten Wohnen oder in einer
Wohneinrichtung. Ende 2010 erhielten
rund 22500 Menschen laufende bzw.
einmalige Hilfen.
Die Hilfe zur Pflege ergänzt die Pflege-
leistungen der gesetzlichen Pflegekas-
sen, der privaten Pflegeversicherungen
oder der Beihilfestellen. Sie stellt die
Leistung mit den höchsten Aufwendun-
gen dar. Zum Stichtag 31.12.2010 stan-
den rund 16000 Personen im Leistungs-
bezug.
Die ergänzende Hilfe zum Lebensunter-
halt soll den notwendigen und ange-
messenen Bedarf des täglichen Lebens
sicherstellen. Im Jahr 2010 erhielten ca.
5500 Menschen laufende Leistungen,
z.B. für Kosten der Unterkunft und ein-
malige Leistungen, z.B. Umzugs- oder
Renovierungskosten.
Insgesamt erhielten im Jahr 2010 bun-
desweit 42200 Menschen Leistungen
der Kriegsopferfürsorge; die erbrachten
Leistungen beliefen sich auf insgesamt
475,8 Mio. Euro.

Trägerübergreifende Leistungs-
erbringung – Vernetzung
Sowohl für die Integrationsämter wie
auch für die Hauptfürsorgestellen sind
die Vernetzung mit den (anderen) Reha-
bilitationsträgern und ein trägerüber-
greifendes Arbeiten von hoher Bedeu-
tung. Beispiele dafür sind etwa das Ange-
bot der Beauftragung der Integrations-
fachdienste, das von den Rehabilitations-
trägern seit Jahren zunehmend genutzt
wird. Oder im Leistungsbereich die Über-
nahme der Kosten für eine notwendige
Arbeitsassistenz: Diese Leistung an
schwerbehinderte Menschen, für die ein
Rehabilitationsträger oder das Integra-
tionsamt zuständig ist, wird durch die
Integrationsämter durchgeführt. Die Er-
fahrung zeigt, dass diese Form der Leis-
tungserbringung der Einheitlichkeit und
dem verwaltungsökonomischen Han-
deln dient. Handlungsleitend sind dabei
die BAR-Empfehlungen, die durch wei-
tere Empfehlungen der BIH konkretisiert
werden. ●

Qualitätsmanagement
und Zertifizierung nach
§20 Abs. 2a SGB IX

Achtung: Fristablauf zum 30.9.2012 für
alle stationären medizinischen Reha-Ein-
richtungen!
Nach diesem Termin dürfen Reha-Träger
nur noch stationäre medizinische Reha-
bilitationseinrichtungen mit gültigem
Zertifikat belegen.
Bisher haben von den etwa 1200 statio-
nären medizinischen Rehabilitationsein-
richtungen nur ca. 700 ein auf der Ebene
der BAR anerkanntes Qualitätsmanage-
mentverfahren erfolgreich umgesetzt
(▶Abb.4).

Gesetzliche Grundlage ist das Gesetz zur
Stärkung des Wettbewerbs in der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV-
WSG). Die darin eingefügte Vorschrift
des §20 Abs. 2a Sozialgesetzbuch Neun-
tes Buch (SGB IX) legt fest, dass die Spit-
zenverbände der Rehabilitationsträger

im Rahmen der BAR grundsätzliche An-
forderungen an ein einrichtungsinternes
Qualitätsmanagement vereinbaren. Ziel
ist ein einheitliches, unabhängiges Zerti-
fizierungsverfahren, mit dem die erfolg-
reiche Umsetzung des Qualitätsmanage-
ments in regelmäßigen Abständen nach-
gewiesen wird.

Was ist auf Ebene der BAR erfolgt?
Auf Ebene der BAR wurde die „Verein-
barung zum internen Qualitätsmanage-
ment nach §20 Abs. 2a SGB IX“ erarbei-
tet. Sie ist zum 1.10.2009 in Kraft getre-
ten. Die Vereinbarung sowie wichtige
Informationen und Formulare können
im Internet auf der Homepage der BAR
(www.bar-frankfurt.de) heruntergela-
den werden.
Im Wesentlichen geht es um folgenden
Regelungstatbestand:
1. Alle stationären medizinischen Re-

habilitationseinrichtungen sind ge-
setzlich verpflichtet, an einem Quali-
tätsmanagementverfahren teilzuneh-
men, das von der BAR anerkannt
worden ist.
Die stationären Rehabilitationsein-
richtungenhaben innerhalbvon3 Jah-
ren nach Inkrafttreten der Verein-
barung zum internen Qualitätsmana-
gement ein gültiges Zertifikat nach-
zuweisen.
Genau diese Frist läuft jetzt zum
30.9.2012 ab!
Das Zertifikat auf Grundlage eines
solchen anerkannten Qualitätsmana-
gementverfahrens ist zeitlich befris-
tet. Es dokumentiert, dass die statio-
näre Rehabilitationseinrichtung die
„Grundsätzlichen Anforderungen an
ein einrichtungsinternes Qualitäts-
management für stationäre Rehabili-
tationseinrichtungen nach §20 SGB
IX“ erfüllt. Nicht zertifizierten statio-
nären Rehabilitationseinrichtungen
müssen die Versorgungs-/Belegungs-
verträge gekündigt werden.

2. Die Vereinbarung zum internen Qua-
litätsmanagement verlangt, dass
durch zielgerichtete und systemati-
sche Verfahren und Maßnahmen die
Qualität der Versorgung gewährleis-
tet und kontinuierlich verbessert
wird.
Festgelegt wird ferner ein einheitli-
ches, unabhängiges Zertifizierungs-
verfahren, mit dem die erfolgreiche
Umsetzung des Qualitätsmanage-
ments in regelmäßigen Abständen
von den stationären Rehabilitations-
einrichtungen nachgewiesen wird.

Reha-Info der BAR – Rehabilitation 3/2012

Abb.4 Logo für anerkannte QM-Verfahren.
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Wie ist das Meldeverfahren?
Alle Rehabilitationseinrichtungen, die
ein gültiges Zertifikat besitzen, werden
von den Herausgebenden Stellen an die
BAR gemeldet. Die BAR veröffentlicht
eine Liste dieser zertifizierten Rehabili-
tationseinrichtungen im Internet, auf
die auch die Rehabilitationsträger zu-
greifen.
Zur sicheren Identifizierung der Rehabi-
litationseinrichtung dienen dabei vor al-
lem die Institutionskennzeichen, die im
Zusammenhang mit Reha-Trägern ver-
wendet sowie von den Zertifizierungs-
stellen an die Herausgebenden Stellen
weitergegeben und von diesen ebenfalls
der BAR mitgeteilt werden.

Welche Qualitätsmanagement-
verfahren stehen zur Verfügung?
Bislang sind insgesamt 52 Anträge auf
Anerkennung eines rehabilitationsspezi-
fischen Qualitätsmanagementverfah-
rens auf Ebene der BAR (gemäß der Ver-
einbarung zum internen Qualitätsmana-
gement nach §20 Abs. 2a SGB IX) ge-
stellt worden.
Von diesen wurden 29 anerkannt. Auch
die Liste der anerkannten QM-Systeme
ist im Internet einsehbar (www.bar-
frankfurt.de).

Was ist eventuell noch bedeutsam?
Auch aufgrund der zu erwartenden
Nachfrage nach Zertifizierungen kurz
vor Ablauf der Übergangsfrist ist den Re-
habilitationseinrichtungen dringend zu
empfehlen, möglichst umgehend eine
Zertifizierung nach einem von der BAR
anerkannten QM-Verfahren in die Wege
zu leiten. ●

Flexible Antworten auf
neue Herausforderungen

21. Rehabilitationswissenschaftliches
Kolloquium in Hamburg
Das seit 1991 jährlich durchgeführte Re-
habilitationswissenschaftliche Kollo-
quium fand dieses Jahr vom 5.–7.3.2012
in Hamburg statt. Unter dem Rahmen-
thema „Flexible Antworten auf neue He-
rausforderungen“ diskutierten mehr als
1500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
im Hamburger Kongresszentrum aktuel-
le Forschungsergebnisse und Entwick-
lungen auf dem Gebiet der Rehabilita-
tion. Die gemeinsam von der Deutschen
Rentenversicherung Bund, der Deut-
schen Gesellschaft für Rehabilitations-
wissenschaften (DGRW) und der Deut-

schen Rentenversicherung Nord organi-
sierte Veranstaltung untermauerte da-
bei ihren Stellenwert als zentraler
rehabilitationswissenschaftlicher Kon-
gress durch ein breites wissenschaftli-
ches Programm.
Neue Anforderungen an die Akteure der
Rehabilitation erläuterte Prof. Hartmut
Rosa (Universität Jena) in seinem Eröff-
nungsvortrag. In den Mittelpunkt seiner
Ausführungen stellte er die These, dass
durch den gesellschaftlichen Fortschritt
Zeitnot und nicht Zeitgewinn entsteht.
Dies wurde auch im 2. Plenarvortrag
von Prof. Uwe Koch (Universität Ham-
burg) deutlich. Denn gerade technischer
Fortschritt beschleunigt Veränderungen
der Arbeitswelt und trägt zu verdichtet
und schneller erlebtem Arbeitstempo
des Beschäftigten bei. Dies, so Koch, sei
ein wesentlicher Faktor für die steigende
Bedeutung psychischer Belastungen.
Aber auch der Erhalt der beruflichen
Leistungsfähigkeit bei einer verlänger-
ten Lebensarbeitszeit, kürzere Verweil-
dauern in Akuteinrichtungen sowie die
Vermeidung von Pflegebedürftigkeit
durch Rehabilitation seien wesentliche
Herausforderungen, denen es sich zu
stellen gelte. Antworten lägen dabei ins-
besondere in den Bereichen der Verbes-
serung der Ausgestaltung von Schnitt-
stellen, einer stärkeren zielgerichteten
Vernetzung der Akteure und Sektoren
zu vergrößernden Möglichkeiten der
Flexibilisierung rehabilitativer Leistun-
gen. Dass einige dieser Themenstellun-
gen auch auf Ebene der BAR bearbeitet
werden, ist für uns Bestätigung, diesen
Weg gemeinsam und dialogisch kon-
sequent fortzuführen.
Neben den Plenarvorträgen, die Prof.
Oskar Negt (Hannover) mit seinem Vor-
trag über den Zusammenhang von Ar-
beit und menschlicher Würde abrunde-
te, wurden in ca. 300 Einzelbeiträgen
Forschungsergebnisse und innovative
Rehabilitationsansätze vorgestellt.
Gleichzeitig bot das Kolloquium, wie
auch schon in den vergangenen Jahren,
viele Möglichkeiten des Austauschs und
der Diskussion der verschiedenen Ak-
teure im Feld der Rehabilitation: Wis-
senschaftler, Ärzte, Psychologen, Thera-
peuten und Fachleute aus Kliniken, Poli-
tik und Verwaltung.
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
BAR waren als aktive Gesprächspartner
präsent. Darüber hinaus war die BAR
maßgeblich an der Konzeption und
Durchführung der Satellitenveranstal-
tung „Datenschutz und Rehabilitation“
der AG Recht und Politik der DGRW be-

teiligt. Nur ein sicherer datenschutz-
rechtlicher Rahmen für die Übermitt-
lung bzw. den Austausch von persönli-
chen Daten von Rehabilitanden garan-
tiert eine gelingende, effiziente Zusam-
menarbeit der Akteure. Deren rechtliche
Grundlagen wurden in dieser Veranstal-
tung intensiv diskutiert. Aber auch im
internationalen Themenfeld ist die BAR
aktiv. So nahm der Geschäftsführer der
BAR Bernd Petri an der Podiumsdiskus-
sion zum „World Disability Report“ der
Weltgesundheitsorganisation teil. Dabei
ging es insbesondere um Implikationen
der internationalen Rehabilitationsdefi-
nitionen auf das deutsche Rehabilita-
tionssystem. ●

BAR und Behindertenbeauf-
tragte des Bundes und der
Länder tagten in Erfurt

Erfurter Erklärung zum barrierefreien
Tourismus verabschiedet
Der Beauftragte der Thüringer Landes-
regierung für Menschen mit Behin-
derungen, Dr. Paul Brockhausen, hat die
Behindertenbeauftragten des Bundes,
der Länder sowie die Bundesarbeits-
gemeinschaft für Rehabilitation im Rah-
men ihres 43. Treffens am 23./24.4.2012
in Erfurt zu intensiven Beratungen emp-
fangen. Nach einem Grußwort von Frau
Ministerin Heike Taubert (▶Abb.5)
stand die Entwicklung des barrierefrei-
en Tourismus in Deutschland im Mittel-
punkt der Tagung. Die Beauftragten ver-
ständigten sich im Verlauf der Tagung
auf die Verabschiedung einer Erfurter
Erklärung zum barrierefreien Touris-
mus.
Mit der Erfurter Erklärung wurden um-
fassende Leitlinien für einen Tourismus
verabschiedet, die allen Menschen Erho-
lung und Entspannung bieten sollen. Die
Beauftragten fordern alle gesellschaftli-
chen Akteure auf, diese Erklärung zu be-
achten und umzusetzen.
Einstimmig haben sich die Behinderten-
beauftragten für weitere Anstrengungen
von Bund, Ländern, Kommunen sowie
der Wirtschaft ausgesprochen, um die
Barrierefreiheit von touristischen Ange-
boten zu verbessern. Wichtige Aspekte,
so Dr. Brockhausen, seien neben der Bar-
rierefreiheit von touristischen Einrich-
tungen selbst auch die notwendige In-
frastruktur wie Busse und Bahnen, Hal-
testellen, Arztpraxen und Einkaufsmög-
lichkeiten. Das funktioniere aber nur
mit einer sinnvollen Vernetzung der auf
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unterschiedlichen Ebenen tätigen Ak-
teure. Die Tourismusförderung von
Bund und Ländern müsse konsequent
an die Einhaltung der Barrierefreiheit
bei neuen Angeboten gekoppelt werden,
um so die nationale und internationale
Attraktivität zu steigern.

Koinzidenz der Ereignisse: Am 2. Tag
der Veranstaltung verabschiedete die
thüringische Landesregierung einen
Maßnahmenplan zur UN-Behinderten-
rechtskonvention. Damit hat die Landes-
regierung ein ambitioniertes Regie-
rungsprogramm vorgelegt.
„Dies ist ein guter Tag für Menschen mit
Behinderungen in Thüringen und
Deutschland,“ sagte Dr. Brockhausen. ●

Datenschutz und Rehabili-
tation –wissenschaftlicher
Austausch verdeutlicht
erneut Handlungsbedarf

Nicht nur die BAR hat das Thema auf-
gegriffen, auch in den weiteren fachli-
chen Diskurs ist Bewegung gekommen.
Die AG „Recht und Politik“ der Deut-
schen Gesellschaft für Rehabilitations-
wissenschaften (DGRW) hat am
7.3.2012 im Rahmen des 21. Rehabilita-
tionswissenschaftlichen Kolloquiums in
Hamburg mit Unterstützung der BAR

eine Satellitenveranstaltung „Daten-
schutz und Rehabilitation“ durch-
geführt.
Referenten aus verschiedenen Bereichen
der Rehabilitation erläuterten ihre spe-
zifischen Perspektiven auf die Thematik.
Anschließend ging ein Referent aus dem
Stab des Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfrei-
heit (BfDI) auf ausgewählte Aspekte aus
datenschutzrechtlicher Sicht vertiefend
ein. Die Beiträge und die abschließende
Diskussion zeigten, dass Bedarf an
größerer Klarheit und Entwicklung bei
der Anwendung des Sozialdatenschutz-
rechts in der Reha besteht.

Mögliche Zielkonflikte und
ungeklärte Fragen
Denn je nach Auslegung der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe des Daten-
schutzrechts können Zielkonflikte mit
der konkreten Umsetzung der rehabili-
tationsbezogenen Ziele und Aufgaben
nach dem SGB IX bzw. den Leistungs-
gesetzen bestehen. Um Selbstbestim-
mung und gleichberechtigte Teilhabe zu
erreichen, ist insbesondere die Durch-
führung der gesetzlich vorgesehenen
Bedarfsfeststellung, zielgerichteten Leis-
tungserbringung und Koordination bzw.
Kooperation der Akteure unerlässlich. Je
frühzeitiger dies möglich ist, desto effek-
tiver und effizienter kann Rehabilitation
sein. Umsetzbar ist das bestmöglich nur
dann, wenn die dafür erforderlichen In-

formationen zur Verfügung stehen. Und
die fachliche Einschätzung, in welchem
Umfang die Erhebung und Übermittlung
von personenbezogenen Daten für die
erfolgreiche Rehabilitation erforderlich
sein kann, wird bislang bei der konkre-
ten Anwendung des Sozialdatenschutz-
rechts nicht immer berücksichtigt.

Verbesserungsansätze
Angesichts der Herausforderungen zeig-
te sich auch der Vertreter des BfDI dem
Diskurs über mögliche Verbesserungen
bei der Umsetzung der datenschutz-
rechtlichen Anforderungen in der Reha
grundsätzlich aufgeschlossen. Als mögli-
che Lösungsansätze diskutiert wurde
ein Leitfaden zur Umsetzung des Sozial-
datenschutzrechts in der Rehabilitation,
aber auch Ansätze für gesetzliche Klar-
stellungen, etwa im SGB IX.

BAR als Teil der Lösung
Die Veranstaltung verdeutlichte einmal
mehr die aktuelle Bedeutung der ent-
sprechenden Aktivitäten der BAR. Deren
trägerübergreifende Arbeitsgruppe „Da-
tenschutz im Bereich der Rehabilitation
und Teilhabe“ ist in ihren Diskussionen
zur Entwicklung praxistauglicher Hand-
habungen des Datenschutzes in der
Reha bereits weit vorangeschritten. ●
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Abb.5 Ministerin Taubert begrüßt die Beauftragten (v. l. Bernd Petri, BAR, Heike Taubert, Thüringer
Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit, Dr. Paul Brockhausen, Behindertenbeauftragter Thürin-
gen).
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